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Interpellation Thierry Burkart, Baden, vom 5. Dezem

Untersuchungshaft; Beantwortung

Aarau, 21. Februar 2007

I.

Text und Begründung der Interpellation wurden den Mit

bar nach der Einreichung zugestellt.

II.

Der Regierungsrat antwortet wie folgt:

Vorbemerkungen
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Zur Frage 1

"Finden beim Eintritt eines Gefangenen in die aargauischen Untersuchungsgefängnisse rou-

tinemässige ärztliche sanitarische Eintrittsmusterungen statt?"

Untersuchungsgefangene werden bei der Hafteröffnung auf ihr Recht hingewiesen, bei Bedarf

einen Arzt beizuziehen. Dieser Vorgang wird protokolliert. Zudem wird jede und jeder

Gefangene beim Eintritt in das Bezirksgefängnis nach seinem Gesundheitszustand befragt.

Die Antwort wird im Gefangenschaftsprotokoll festgehalten. Machen Gefangene gesundheit-

liche Beschwerden geltend und verlangen nach dem Arzt, wird der Bezirksarzt ins Gefängnis

gerufen oder die Gefangenen ihm in die Praxis zur Beurteilung, Diagnose und soweit nötig

Behandlung zugeführt. In einzelnen Gefängnissen finden auch regelmässige, wöchentliche

Sprechstunden des Bezirksarzts statt. Eine routinemässige ärztliche Untersuchung im Sinne

einer „sanitarischen Eintrittsmusterung" bei jedem Gefangeneneintritt in den Bezirksgefäng-

nissen wäre bei rund 3'500 Ein- und Austritten pro Jahr gar nicht machbar.

Zur Frage 2

"Ist der Informationsfluss zwischen den Untersuchungsbehörden und dem weiteren Personal

gewährleistet? Werden Wünsche der Untersuchungsgefangenen nach einer Arztvisite zurei-

chend behandelt bzw. weitergeleitet?"

Ja. Der Informationsfluss zwischen den Untersuchungsbehörden und den Angehörigen der

Kantonspolizei (die mit Gefängnisaufgaben betraut sind) sowie den Vollzugsangestellten

funktioniert in der Regel sehr gut. Innerhalb des Gefängnisses werden die notwenigen Infor-

mationen mittels Gefangenschaftsprotokoll weitergegeben.

Wenn Gefangene eine ärztliche Betreuung wünschen, so wird diesem Begehren so rasch als

möglich entsprochen. Entweder erteilt die Untersuchungsbehörde oder, in grösseren Ge-

fängnissen, das Vollzugspersonal den entsprechenden Auftrag. Besteht Suizidverdacht,

werden die nötigen Massnahmen sofort eingeleitet.

Zur Frage 3

"Wer entscheidet über den Beizug eines Arztes, wenn Untersuchungshäftlinge während der

Dauer der Untersuchungshaft eine Arztvisite wünschen?"

In den Bezirksgefängnissen Aarau, Baden, Bremgarten, Laufenburg und Zurzach entschei-

det in der Regel die Untersuchungsbehörde über den Beizug eines Arztes. In Notfällen ent-

scheidet das Vollzugspersonal. In den Bezirksgefängnissen Kulm und Zofingen obliegt der

Entscheid über den Beizug eines Arztes dem Dienstchef des jeweiligen Gefängnisses.
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Die Kosten für die Beantwortung dieses Vorstosses betragen Fr. 1'281.—.

REGIERUNGSRAT AARGAU


